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STADT OLDENBURG (Oldb)
Der Oberbürgermeister


	22.06.2006



Nr. Rat 03/06
Niederschrift über die

öffentliche Sitzung des Rates der Stadt Oldenburg (Oldb)
	Sitzungsdatum:
	Montag, den 29.05.2006 



	Sitzungsort:
	Kulturzentrum PFL, Peterstraße 3, Veranstaltungssaal  MERGEFIELD RNRANR 



Teilnahme:

	 Herr Oberbürgermeister Dietmar Schütz

	


	vom Rat

	 Herr Alfred Nehring
SPD
	

	 Frau Germaid Eilers-Dörfler
SPD
	

	 Herr Hans-Henning Adler
Linkspartei
	

	 Frau Andrea Ahrens
CDU
	

	 Herr Tahsin Albayrak
Bündnis 90/Die Grünen
	

	 Herr Kurt Bernhardt
Bündnis 90/Die Grünen
	

	 Herr Bernd Bischoff
SPD
	

	 Herr Hans-Peter Blöcker
CDU
	

	 Frau Maria Bollerslev
SPD
	

	 Frau Ursula Burdiek
SPD
	

	 Frau Margrit Conty
SPD
	

	 Frau Gabriele Dammers
FDP
	

	 Herr Manfred Drieling
CDU
	

	 Herr Bernhard Ellberg
SPD
	

	 Frau Christiane Flemming-Schneider
Bündnis 90/Die Grünen
	

	 Frau Else Hartmann
SPD
	

	 Herr Heinz Harzmann
CDU
	

	 Frau Luzie Hille
SPD
	

	 Herr Gerd Hochmann
CDU
	

	 Herr Werner Kaps
SPD
	

	 Herr Hans-Jürgen Klarmann
CDU
	

	 Herr Dr. Gerhard Knake
SPD
	

	 Herr Nils Krummacker
FDP
	

	 Frau Anne Lück
Bündnis 90/Die Grünen
	

	 Frau Susanne Martitz
SPD
	

	 Frau Susanne Menge
Bündnis 90/Die Grünen
	

	 Herr Joachim Mühlbradt
SPD
	

	 Frau Birgit Neumann
CDU
	

	 Frau Sibylle Neumann-Gäßler
SPD
	

	 Frau Bärbel Nienaber
SPD
	

	 Herr Dr. Georg Wilhelm Niewerth
CDU
	

	 Frau Dr. Esther Niewerth-Baumann
CDU
	

	 Herr Franz Norrenbrock
BFO
	

	 Herr Dr. Jochen Pade
Bündnis 90/Die Grünen
	

	 Herr Paul-Dieter Reck
CDU
	

	 Herr Klaus-Dieter Reinking
FDP
	

	 Frau Solveig Rohde-Breitkopf
CDU
	

	 Herr Michael Rosenkranz
CDU
	

	 Frau Herma Rudolph
SPD
	

	 Frau Waldtraut Scheibert
CDU
	

	 Frau Birgit Scheller
Bündnis 90/Die Grünen
	ab TOP 13.2

	 Herr Hans-Richard Schwartz
FDP
	

	 Frau Anne Seggern, von
SPD
	ab TOP 10.1

	 Herr Ralf Thole
SPD
	

	 Frau Elena Woltemade
Linkspartei
	

	 Frau Maike Würdemann
CDU
	

	 Herr Rainer Zietlow
SPD
	


	von der Verwaltung

	 Frau Stadträtin Silke Meyn

	

	 Herr Stadtrat Martin Schumacher

	

	 Herr Stadtbaurat Dr. Frank-Egon Pantel

	

	 Frau Ltd. Städt. Direktorin Inge von Danckelman

	

	 Herr Jürgen Krogmann

	


	Protokollführer/in

	 Frau Kornelia Jerke

	


Abwesend sind:

	vom Rat

	 Herr Rolf-F. Müller
CDU
	

	 Frau Gesine Multhaupt, MdB
SPD
	

	 Herr Andreas Siek
Bündnis 90/Die Grünen
	


Sitzungsbeginn: 
18:00 Uhr

Sitzungsende:
19:40 Uhr

Öffentlicher Teil

	1
	Feststellung der Beschlussfähigkeit
	

	2
	Genehmigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil)
	

	3
	Genehmigung der Niederschriften Nr. 1/2006  (öffentlicher Teil) vom 27.02.2006 und Nr. 2/2006 (öffentlicher Teil) vom 27.03.2006
	

	4
	Mitteilungen des Oberbürgermeisters
	

	4.1
	Aufnahme von Kommunalkrediten
	06/0299

	4.2
	Unterrichtung des Rates über über- und außerplanmäßige Ausgaben gem. § 89 Abs. 1 NGO i.V.m. § 66 NGO (Eilentscheidung)
	06/0409

	5
	Einwohnerfragestunde
	

	6
	Schulausschuss vom 02.05.2006
	

	6.1
	Richtlinien für die Überlassung von städtischen Schulräumen und Schuleinrichtungen für schulfremde Zwecke
	06/0346/1

	
	
	

	7
	Haushalts- und Finanzausschuss vom 03.05.2006
	

	7.1
	Richtlinie der Stadt Oldenburg für die Aufnahme von Krediten und zur Umschuldung von Krediten
	06/0279

	7.2
	Jahresrechnung der Stadt Oldenburg (Oldb) der selbständigen Stiftungen und das Rechnungsergebnis des Nettoregiebetriebes im Amt für Stadtgrün und Umwelt für das Haushaltsjahr 2004

a) Beschluss über die Jahresrechnung

b) Entlastung des Oberbürgermeisters
	06/0306

	7.3
	Großleitstelle Region Oldenburg, Errichtung einer Anstalt öffentlichen Rechts
	06/0364

	8
	Sportausschuss vom 10.05.2006
	

	8.1
	Berufung eines beratenden Mitgliedes in den Sportausschuss
	06/0315

	9
	Kulturausschuss vom 16.05.2006
	

	9.1
	Änderung der Satzung der Stadtbibliothek
	06/0344

	10
	Jugendhilfeausschuss vom 17.05.2006
	

	10.1
	Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) - Ausbauplanung
	06/0302/1

	11
	Ausschuss für Stadtplanung und Bauen vom 18.05.2006 bzw. 02.06.2005
	

	11.1
	Änderung Nr. 1 des Bebauungsplanes N-711 (nördlich Gebkenweg) - Satzungsbeschluss
	05/0408

	11.2
	Bebauungsplan O-763 (Stedinger Straße/Alteneschstraße)

- Prüfung der Stellungnahmen
- Satzungsbeschluss
	06/0329

	11.3
	Änderung Nr. 30 des Flächennutzungsplanes (Stedinger Strasse/Alteneschstraße)

- Feststellungsbeschluss
	06/0330

	11.4
	Bebauungsplan S-753 (Buschhagenweg/Osternburger Kanal) mit örtlichen Bauvorschriften

- Prüfung der Stellungnahmen

- Satzungsbeschluss
	06/0362

	11.5
	Änderung Nr. 24 des Flächennutzungsplanes 1996

(Buschhagenweg/Osternburger Kanal)

- Prüfung der Stellungnahmen

- Feststellungsbeschluss
	06/0363

	11.6
	Bebauungsplan N-800 C (Stadtteil Alexanderhaus/Quartier Nord-Ost) mit örtlichen Bauvorschriften

- Satzungsbeschluss
	06/0384

	11.7
	Bebauungsplan N-800 D (Stadtteil Alexanderhaus/Quartier Süd-Ost) mit örtlichen Bauvorschriften

- Satzungsbeschluss
	06/0385

	11.8
	Änderung Nr. 32 des Flächennutzungsplanes (Brandenburger Straße/Sperberweg)

- Feststellungsbeschluss
	06/0388

	11.9
	Änderung Nr. 3 des Bebauungsplanes S-421 (Brandenburger Straße/Sperberweg)

- Prüfung der Stellungnahmen
- Satzungsbeschluss
	06/0393

	11.10
	Sanierungsgebiet Alter Stadthafen

- Beschluss über die Durchführung der vorbereitenden Untersuchungen
	06/0392/1

	12
	Ausschuss für Wirtschaftsförderung vom 22.05.2006
	

	12.1
	Erweiterung des Technologie- und Gründerzentrums, Grundsatzbeschluss
	06/0336

	
	
	

	12.2
	Jahresbericht und Lagebericht 2005 für den Eigenbetrieb Hafen der Stadt Oldenburg (Oldb)
	06/0376

	13
	Anträge der Fraktionen und Ratsmitglieder
	

	13.1
	Resolution zum Erhalt der Arbeitsplätze des ACC-Werkes in Oldenburg (SPD-Fraktion vom 04.05.2006)
	

	13.2
	Resolution: Bleiberecht für geduldete Flüchtlinge (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 15.05.2006) und Bleiberechtsregelung für langjährig geduldete Ausländerinnen und Ausländer (Fraktion der Linkspartei vom 15.05.2006)
	06/0436


Nichtöffentlicher Teil

gesperrter Bereich
…

Hinweis: Mit Ausnahme der Anlagen 1 und 26 wurden alle Vorlagen zur Sitzung versandt.
Öffentlicher Teil

	zu 1
	Feststellung der Beschlussfähigkeit
	

	
	
	

	
	Ratsvorsitzender Nehring eröffnet die Sitzung und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit fest. Er bedankt sich für die im Rahmen der letzten Ratssitzung ausgesprochenen Genesungswünsche.

	
	

	zu 2
	Genehmigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil)
	

	
	
	

	
	Ratsvorsitzender Nehring erläutert, dass zu den TOPs 10.1 und 11.10 jeweils die nachgesandten „/1“-Vorlagen relevant seien und weist auf den nun gemeinsam formulierten Antrag zu TOP 13.2 (Tischvorlage, Anlage 1) hin.


	
	Die Tagesordnung (öffentlicher Teil) wird genehmigt.


	
	- einstimmig -



	zu 3
	Genehmigung der Niederschriften Nr. 1/2006 (öffentlicher Teil) vom 27.02.2006 und Nr. 2/2006 (öffentlicher Teil) vom 27.03.2006
	

	
	
	

	
	Die Niederschrift (öffentlicher Teil) vom 27.02.2006 wird genehmigt.
- einstimmig -

Ratsfrau Neumann-Gäßler bittetin der Niederschrift vom 27.03.2006 ihren Wortbeitrag zu TOP 11.7, Satz 3 um die Worte „aussagekräftige, aktuellere Erhebung und“ zu ergänzen und vor dem letzten Satz einzufügen „Einer anschließenden Erhebung und deren Auswertung sei zugestimmt worden.“

Die Niederschrift (öffentlicher Teil) vom 27.03.2006 wird mit den Ergänzungen genehmigt.


	
	- mehrheitlich bei einer Enthaltung -



	zu 4
	Mitteilungen des Oberbürgermeisters
	

	
	
	

	zu 4.1
	Aufnahme von Kommunalkrediten
Vorlage: 06/0299 (Anlage 2)
	

	
	
	

	
	Der Bericht wird ohne Aussprache zur Kenntnis genommen.



	zu 4.2
	Unterrichtung des Rates über über- und außerplanmäßige Ausgaben gem. § 89 Abs. 1 NGO i.V.m. § 66 NGO (Eilentscheidung)
Vorlage: 06/0409 (Anlage 3)
	

	
	
	

	
	Der Bericht wird ohne Aussprache zur Kenntnis genommen.



	zu 5
	Einwohnerfragestunde
	

	
	
	

	
	- Fragen liegen nicht vor -

	
	

	zu 6
	Schulausschuss vom 02.05.2006
	

	
	
	

	zu 6.1
	Richtlinien für die Überlassung von städtischen Schulräumen und Schuleinrichtungen für schulfremde Zwecke
Vorlage: 06/0346/1 (Anlage 4)
	

	
	
	

	
	Ratsherr Ellberg begrüßt die Richtlinien und weist darauf hin, dass diese auf Anregung aus dem Ausschuss für Wirtschaftsförderung entstanden seien. Es gelte die Weser-Ems Halle als Veranstaltungsort zu stärken. Nach Inkrafttreten solle spätestens nach zwei Jahren eine Evaluierung erfolgen.



	
	Beschluss:
Mit Wirkung vom 01.07.2006 werden die Richtlinien für die Überlassung von städtischen Schulräumen und Schuleinrichtungen für schulfremde Zwecke entsprechend der Anlage beschlossen.



	
	- einstimmig -



	zu 7
	Haushalts- und Finanzausschuss vom 03.05.2006
	

	
	
	

	zu 7.1
	Richtlinie der Stadt Oldenburg für die Aufnahme von Krediten und zur Umschuldung von Krediten
Vorlage: 06/0279 (Anlage 5)
	

	
	
	

	
	
	

	
	

	
	Beschluss:

Die Richtlinie der Stadt Oldenburg (Oldb) für die Aufnahme von Krediten und die Umschuldung von Krediten nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO) wird in der anliegenden Fassung beschlossen.



	
	- einstimmig -



	zu 7.2
	Jahresrechnung der Stadt Oldenburg (Oldb), der selbständigen Stiftungen und das Rechnungsergebnis des Nettoregiebetriebes im Amt für Stadtgrün und Umwelt für das Haushaltsjahr 2004

a) Beschluss über die Jahresrechnung

b) Entlastung des Oberbürgermeisters
Vorlage: 06/0306 (Anlage 6)
	

	
	
	

	
	Oberbürgermeister Schütz begibt sich zu diesem TOP in den Zuhörerbereich.



	
	Beschluss:
a) Gemäß § 101 NGO werden die Jahresrechnungen der Stadt Oldenburg (Oldb), der von der Stadt verwalteten selbständigen Stiftungen und das Rechnungsergebnis des Nettoregiebetriebes im Amt für Stadtgrün und Umwelt für das Haushaltsjahr 2004 beschlossen.

b)
Dem Oberbürgermeister wird gemäß § 101 NGO Entlastung für die vorstehenden Jahresrechnungen 2004 erteilt.



	
	- einstimmig -



	zu 7.3
	Großleitstelle Region Oldenburg, Errichtung einer Anstalt öffentlichen Rechts
Vorlage: 06/0364 (Anlage 7)
	

	
	
	

	
	Beschluss:

Der Rat stimmt dem Vereinbarungsabschluss durch den Oberbürgermeister zur Errichtung einer gemeinsamen kommunalen Anstalt mit der Bezeichnung „Leitstelle für den Rettungsdienst und den Brandschutz im Oldenburger Land AöR“ entsprechend dem vorgelegten Entwurf zu.

Unwesentliche Änderungen, die im Rahmen des Abstimmungsverfahrens mit den beteiligten  Trägerkörperschaften noch vorgenommen werden, können ohne nochmalige Ratsvorlage durch den Oberbürgermeister vereinbart werden.


	
	- einstimmig -



	zu 8
	Sportausschuss vom 10.05.2006
	

	
	
	

	zu 8.1
	Berufung eines beratenden Mitgliedes in den Sportausschuss
Vorlage: 06/0315 (Anlage 8)
	

	
	
	

	
	

	
	Beschluss:

Für das ausgeschiedene beratende Mitglied als Vertreter des Vereinssports im Sportausschuss, Herrn Alexander Hartmann, wird auf Vorschlag des Stadtsportbundes Oldenburg e. V. Herr Ronald Fischer berufen.

Die so neu geänderte Zusammensetzung des Sportausschusses wird festgestellt. 



	
	- einstimmig -



	zu 9
	Kulturausschuss vom 16.05.2006
	

	
	
	

	zu 9.1
	Änderung der Satzung der Stadtbibliothek
Vorlage: 06/0344 (Anlage 9) 
	

	
	
	

	
	Beschluss:

Die Satzung der Stadtbibliothek Oldenburg (Oldb) wird in der anliegenden Form beschlossen.


	
	- einstimmig -



	zu 10
	Jugendhilfeausschuss vom 17.05.2006
	

	
	
	

	zu 10.1
	Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) - Ausbauplanung
Vorlage: 06/0302/1 (Anlage 10)
	

	
	
	

	
	Ratsfrau Niewerth-Baumann ist erfreut, dass Oldenburg wachse, jedoch bedauere sie, dass dies nicht im Zusammenhang mit Familienzuwächsen stünde. Ziel der CDU-Fraktion sei es, die Familienfreundlichkeit in Oldenburg zu steigern, und ein Aspekt dazu sei die Schaffung von mehr Betreuungsplätzen für unter 3jährige Kinder, die mit der heutigen Entscheidung angeschoben würden. Streiten könne man allerdings über die Gewichtung, denn statt der hohen Anzahl von Tagespflegeplätzen habe sie sich mehr Krippenplätze gewünscht. Die Fraktion könne der Vorlage aber zustimmen, da ein Anpassungsmodus vorgesehen sei.

Ratsfrau Flemming-Schneider hält die Entscheidung für längst überfällig und ist der Auffassung, dies sei ein Schritt in die richtige Richtung. Auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen habe sich allerdings eine andere Gewichtung gewünscht, nämlich genau umgekehrt, 90 Betreuungsplätze und 184 Krippenplätze. 

Ratsherr Adler erinnert an die fehlende Umsetzung der Konnexität durch den Bund. Er halte den Stufenplan der Verwaltung für richtig, jedoch kritisiere er die fehlende Vollerhebung. Seiner Auffassung nach sei der Bedarf sehr viel höher und auch er könne die bereits angesprochene Gewichtung mit dem Schwerpunkt auf die Tagesmütter nicht gutheißen. Gerade vor dem Hintergrund der Pisastudie sei eine Betreuung durch qualifiziertes Personal sehr wichtig, wie es in der Krippenerziehung gewährleistet sei und die Erfahrungen aus der ehemaligen DDR zeigten. Die Fraktion der Linkspartei werde der Vorlage nicht zustimmen.  

Ratsfrau Eilers-Dörfler weist darauf hin, dass 184 Betreuungsplätze zwar eine hohe Anzahl darstelle, jedoch aufgrund der rückläufigen Zahlen in den Kindertagesstätten eine Umwandlung in Krippenplätze vorgesehen sei. Schon allein finanziell sei es nicht realistisch, die Krippenplätze in dieser erwünschten Anzahl jetzt schon bereit zu stellen. Die Umwandlung sei ein guter Weg. Was die angesprochene fehlende Qualifizierung der Tagesmütter angehe, so weist sie das Argument mit dem Hinweis auf regelmäßige Fortbildungsprogramme und Fortbildungen und die Kontrolle des Jugendamtes zurück.



	
	Beschluss:

In den Jahren 2006 bis 2010 werden 90 Krippenplätze, 20 Plätze für unter 3jährige in altersübergreifenden Gruppen und 184 Tagesbetreuungsplätze geschaffen. Diese Planung wird jährlich entsprechend der tatsächlichen Entwicklung und dem bestehenden Bedarf angepasst. 



	
	- mehrheitlich bei zwei Gegenstimmen - 



	zu 11
	Ausschuss für Stadtplanung und Bauen vom 18.05.2006 bzw. 02.06.2005
	

	
	
	

	zu 11.1
	Änderung Nr. 1 des Bebauungsplanes N-711 (nördlich Gebkenweg) - Satzungsbeschluss
Vorlage: 05/0408 (Anlage 11)
	

	
	
	

	
	Beschluss:

Der Änderung Nr. 1 des Bebauungsplanes N‑711 (nördlich Gebkenweg) für Flächen nördlich des Gebkenweges zwischen der Heinrich-Renken-Straße und der Straße Am Wemkenhof wird als Satzung mit Begründung beschlossen.



	
	- einstimmig -



	zu 11.2
	Bebauungsplan O-763 (Stedinger Straße/Alteneschstraße)

- Prüfung der Stellungnahmen
- Satzungsbeschluss
Vorlage: 06/0329 (Anlage 12)
	

	
	
	

	
	Beschluss:

Die vorgebrachten Stellungnahmen werden lt. Anlage geprüft. Der Bebauungsplan O‑763 für Flächen östlich der Stedinger Straße und westlich der Alteneschstraße, also für Flächen im Bereich des Firmengeländes "Bahlsen", wird als Satzung mit Begründung beschlossen. Die Bebauungspläne O-234 und O‑234 I treten insoweit außer Kraft, wie sie durch den Bebauungsplan O‑763 überplant werden.


	
	- einstimmig -



	zu 11.3
	Änderung Nr. 30 des Flächennutzungsplanes (Stedinger Straße/Alteneschstraße)

- Feststellungsbeschluss
Vorlage: 06/0330 (Anlage 13)
	

	
	
	

	
	Beschluss:

Die Änderung Nr. 30 des Flächennutzungsplanes für Flächen östlich der Stedinger Straße und westlich der Alteneschstraße wird beschlossen.

Der Flächennutzungsplan 1996 wird für den Bereich der Änderung Nr. 30 aufgehoben.



	
	- einstimmig -



	zu 11.4
	Bebauungsplan S-753 (Buschhagenweg/Osternburger Kanal) mit örtlichen Bauvorschriften

- Prüfung der Stellungnahmen

- Satzungsbeschluss
Vorlage: 06/0362 (Anlage 14)
	

	
	
	

	
	Beschluss:

Die vorgebrachten Stellungnahmen werden lt. Anlage geprüft.

Der Bebauungsplan S‑753 mit örtlichen Bauvorschriften für Flächen südlich der Bebauung am Buschhagenweg und zwischen einem bestehenden Gewerbebetrieb an der Cloppenburger Straße und dem Osternburger Kanal wird als Satzung mit Begründung beschlossen.



	
	- einstimmig -



	zu 11.5
	Änderung Nr. 24 des Flächennutzungsplanes 1996

(Buschhagenweg/Osternburger Kanal)

- Prüfung der Stellungnahmen

- Feststellungsbeschluss
Vorlage: 06/0363 (Anlage 15)
	

	
	
	

	
	Beschluss:

Die vorgebrachten Stellungnahmen werden lt. Anlage geprüft.

Die Änderung Nr. 24 des Flächennutzungsplanes (Planzeichnung und Begründung) für die Flächen östlich des Osternburger Kanals wird beschlossen.

Der Flächennutzungsplan 1996 wird für den Bereich der Änderung Nr. 24 aufgehoben.


	
	- einstimmig -


	zu 11.6
	Bebauungsplan N-800 C (Stadtteil Alexanderhaus/Quartier Nord-Ost) mit örtlichen Bauvorschriften

- Satzungsbeschluss
Vorlage: 06/0384 (Anlage 16)
	

	
	
	

	
	Ratsherr Zietlow verlässt den Sitzungsbereich.
Der Bebauungsplan N-800 C mit örtlichen Bauvorschriften für Flächen südlich Schmälkamp und westlich Hagelmannsweg wird als Satzung mit Begründung beschlossen.



	
	- einstimmig -



	
	

	zu 11.7
	Bebauungsplan N-800 D (Stadtteil Alexanderhaus/Quartier Süd-Ost) mit örtlichen Bauvorschriften

- Satzungsbeschluss
Vorlage: 06/0385 (Anlage 17)
	

	
	
	

	
	Beschluss:

Der Bebauungsplan N‑800 D mit örtlichen Bauvorschriften für Flächen westlich Hagelmannsweg und nordöstlich Londoner Straße wird als Satzung mit Begründung beschlossen.


	
	- einstimmig -

Ratsherr Zietlow kehrt in den Sitzungsbereich zurück.


	zu 11.8
	Änderung Nr. 32 des Flächennutzungsplanes (Brandenburger Straße/Sperberweg)

- Feststellungsbeschluss
Vorlage: 06/0388 (Anlage 18)
	

	
	
	

	
	Beschluss:

Die Änderung Nr. 32 des Flächennutzungsplanes 1996 (Planzeichnung und Begründung mit Umweltbericht) für die Flächen nördlich in Verlängerung der Brandenburger Straße sowie südlich des Sperberweges, auf den bestehenden Grünflächen mit der Zweckbestimmung Sportanlagen, wird beschlossen.

Der Flächennutzungsplan 1996 wird für den Bereich der Änderung Nr. 32 aufgehoben.



	
	- einstimmig -



	zu 11.9
	Änderung Nr. 3 des Bebauungsplanes S-421 (Brandenburger Straße/Sperberweg)

- Prüfung der Stellungnahmen
- Satzungsbeschluss
Vorlage: 06/0393 (Anlage 19)
	

	
	
	

	
	Beschluss:

Die vorgebrachte Stellungnahme zum Grünordnungsplan (GOP) im Rahmen der Verbandsbeteiligung der Naturschutzverbände wird lt. Anlage geprüft. Die Änderung Nr. 3 des Bebauungsplanes S‑421 wird für Flächen nördlich in Verlängerung der Brandenburger Straße sowie südlich des Sperberweges, im Bereich der derzeitigen Grünflächen mit Sportplatznutzung, als Satzung mit Begründung beschlossen.


	
	- einstimmig -



	zu 11.10
	Sanierungsgebiet Alter Stadthafen

- Beschluss über die Durchführung der vorbereitenden Untersuchungen
Vorlage: 06/0392/1 (Anlage 20)
	

	
	
	

	
	

	
	Beschluss:

Für die förmliche Festlegung eines Sanierungsgebietes im Bereich Alter Stadthafen sind die vorbereitenden Untersuchungen nach § 141 Abs. 1 Baugsetzbuch (BauGB) durchzuführen.

Die genaue Umgrenzung des Untersuchungsgebietes geht aus der diesem Beschluss zugrunde liegenden Planzeichnung hervor.



	
	- einstimmig -



	zu 12
	Ausschuss für Wirtschaftsförderung vom 22.05.2006
	

	
	
	

	zu 12.1
	Erweiterung des Technologie- und Gründerzentrums, Grundsatzbeschluss
Vorlage: 06/0336 (Anlage 21)
	

	
	
	

	
	Ratsherr Ellberg ist als Aufsichtsratsvorsitzender des TGO besonders erfreut, dass nun bereits nach 3 Jahren der Gründung eine Erweiterung notwendig werde.  Er weist auf die Auslastung des TGO, auf die Entwicklungsmöglichkeiten und die Verweildauer der Mieter hin. Er gehe von einer breiten Zustimmung zur Erweiterung aus, auch damit nun die weiteren Schritte, wie die Beantragung der avisierten Fördermittel, schnellstmöglich veranlasst werden können. Der Erfolg des TGO sei auch Ausdruck der guten Zusammenarbeit zwischen Wirtschaftsförderung und dem Geschäftsführer des TGO, Herrn Bath. Für die erfolgreiche Arbeit spricht er seinen Dank aus. 

Ratsherr Blöcker spricht auch im Namen der CDU-Fraktion seinen Dank für die gute Arbeit im Zusammenhang mit der Belegungsquote aus und ist erfreut über die weitere Stärkung des Wirtschaftsstandortes Oldenburg. Zu begrüßen sei auch die Fördermittelzusage des Ministeriums. 

Ratsherr Bernhardt informiert, die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen begrüße die Erweiterung ebenfalls, allerdings wolle man daran erinnern, dass die Räume überwiegend Existenzgründern vorbehalten bleiben müssten.



	
	Beschluss:

Der Rat der Stadt Oldenburg (Oldb) nimmt die positive Entwicklung des TGO zur Kenntnis und unterstützt diese. Er befürwortet daher eine Erweiterung des Zentrums und beauftragt die Verwaltung sowie die Vertreter in der Gesellschafterversammlung der TGO GmbH, alle notwendigen Schritte einer angemessenen Erweiterung vorzunehmen.



	
	- einstimmig -



	zu 12.2
	Jahresbericht und Lagebericht 2005 für den Eigenbetrieb Hafen der Stadt Oldenburg (Oldb)
Vorlage: 06/0376 (Anlage 22)
	

	
	
	

	
	Beschluss:

a)
Der Jahresabschluss für den Eigenbetrieb Hafen der Stadt Oldenburg (Oldb) für das Wirtschaftsjahr 2005 mit einer

    Bilanzsumme von
                                                                    1.214.109,58 EUR


und einem in der Gewinn- und Verlustrechnung ausge-
wiesenen Jahresfehlbetrag von
                  - 48.198,26 EUR


sowie der Lagebericht zum 31.12.2005


werden festgestellt.

b)
Der festgestellte Verlust wird durch eine Einlage der Stadt Oldenburg ausgeglichen.

c)
Dem Werksleiter wird für das Wirtschaftsjahr 2005 Entlastung erteilt.


	
	- mehrheitlich bei zwei Enthaltungen -



	zu 13
	Anträge der Fraktionen und Ratsmitglieder
	

	
	

	zu 13.1
	Resolution zum Erhalt der Arbeitsplätze des ACC-Werkes in Oldenburg (SPD-Fraktion vom 04.05.2006) (Anlage 23)
	

	
	
	

	
	Ratsfrau Burdiek stellt fest, dass der gesamte Text die Resolution darstellen solle und nicht ausschließlich der erste Satz, wie das dort fälschlicher Weise gesetzte Anführungszeichen ausdrücke. Sie verleist den Text der Resolution und appelliert an breite Zustimmung.

Ratsherr Dr. Pade begrüßt die Resolution und nimmt die Situation der Beschäftigten bei ACC zum Anlass, um auf die Notwendigkeit eines bedingungslosen Grundlohnes und die durch Globalisierung hervorgerufene soziale Ungleichheit hinzuweisen. Freier Markt und Demokratie schlössen sich gegenseitig aus und Politik habe schon lange keinen Einfluss auf den Arbeitsmarkt mehr. Lösungen sehe er in einem schon lang diskutierten bedingungslosen Grundeinkommen. 

Ratsherr Klarmann unterstützt die Resolution und spricht den Beschäftigten Solidarität aus. Er sei allerdings etwas überrascht gewesen, dass die SPD-Fraktion nun kurz vor der Wahl eine solche Resolution initiiere, wo es doch schon ähnliche Situationen in Oldenburg, z. B. bei den Firmen Hüppe und Peguform, gegeben habe. Er habe auch erwartet, dass der Oberbürgermeister die Resolution aufnehme und ein Anschreiben an die Konzernleitung als gemeinsame Resolution vorbereite. Er sei viel zu spät tätig geworden. 

Ratsherr Dr. Knake stellt richtig, dass seine Fraktion und der Oberbürgermeister schon immer in Kontakt mit den Betriebsrat gestanden habe und es bei einer Zustimmung zur Resolution eine Selbstverständlichkeit sei, dass diese gemeinsame Resolution in Form eines Anschreibens an die Konzernleitung durch den Oberbürgermeister umgesetzt werde. An Ratsherrn Dr. Pade gerichtet, wolle er seine Verwunderung zum Ausdruck bringen, in welcher Form und welcher Grundlage er über Gesellschaftsentwürfe in diesem Zusammenhang spreche. Wenn er von einem allgemeinen Unterhaltsgeld von ca. 1.500 € ausgehe, dürfe er nicht verschweigen, dass dies im Zusammenhang mit einer 50%igen Mehrwertsteuer seitens der Unternehmer diskutiert worden sei, da dieser Grundlohn sonst nicht  finanzierbar sei. 

Oberbürgermeister Schütz erinnert daran, dass man sich in Abstimmung der Fraktionen bereits seit dem vorherigen Jahr um die Unterstützung des Betriebes, z. B. durch Grundstücksverkäufe, damals noch AEG, bemühe. Als man Ende vorigen Jahres von den Produktionsverlagerungen erfahren habe, so erinnert er, habe man sich bezüglich der Unterstützungs- und Optimierungsmöglichkeiten, in Abstimmung mit dem Betriebsrat von ACC, an den Konzern in Italien gewandt. Das Konzept des Betriebsrates habe die Unterstützung der Verwaltung, was auch anlässlich der Demonstration gemeinsam verdeutlicht worden sei. Ein Vor-Ort-Termin mit der italienischen Geschäftsleitung in absehbarer Zeit vor dem Hintergrund der Verlagerung nach Ungarn befinde sich in Abstimmung. Problematisch sehe er in diesem Zusammenhang die Förderung der Finanzierung solcher Betriebsverlagerungen durch die EU-Kommission. Dies sei noch kritisch mit den Bundes- und Landtagsabgeordneten zu erörtern. Den Arbeitnehmern bei ACC in Oldenburg verspreche er jegliche Unterstützung und hoffe, dass man gemeinsam erfolgreich gegen die Strukturen kämpfen und Erfolg haben werde.   
Ratsherr Bernhardt äußert, der Oberbürgermeister sei erst aktiv geworden, als er konkret vom Betriebsratsvorsitzenden angesprochen worden sei. Bedauerlich sei auch, dass es bisher zu keinem Gespräch mit der Konzernleitung gekommen sei. An Ratsherrn Dr. Knake zum Vorwurf der Forderung des Mindesteinkommens wolle er klarstellen, dass auch „Die Grünen“ dies bereits seit mehr als 25 Jahren einforderten. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen unterstütze jedoch auf jeden Fall die Resolution. 
Ratsherr Drieling macht deutlich, für die CDU-Fraktion sei die Unterstützung jeglicher Arbeitsplätze in Oldenburg sehr wichtig. Gerade die qualifizierten Arbeitsplätze bei ACC seien wichtig für ein solches Unternehmen. Die Qualität der Arbeiter und Arbeiterinnen werden offenbar verkannt, wie so oft. Man werde bei einer Verlagerung damit schon seine Erfahrungen machen und dies werde zu einer Rückverlagerung führen, wie so oft. Dies erhoffe er auch sehr für die Beschäftigten in Oldenburg.  
Ratsherr Adler unterstützt die Resolution und macht deutlich, dass man aber in einer sehr schwachen Position sei. Leider habe auch der Betriebsrat durch mangelnde Demokratie nicht die Durchsetzungskraft, sein Konzept durchzusetzen. Es müsse Ziel sein, hier einstimmig die Resolution zu beschließen und er bedauere, dass dies zum Anlass für ein klein wenig Wahlkampf genommen worden sei. Es sei selbstverständlich, dass der Oberbürgermeister im Sinne der Ratsbeschlüsse handele und die Resolution umsetze, auch ohne konkret eine Adresse benannt zu bekommen. Dies war auch bisher der Fall. Die eingebrachten Aspekte um das Grundeinkommen von Ratsherrn Dr. Pade in diesen Zusammenhang halte er für überflüssig, denn die Resolution als solche sei ernst zu nehmen, was nicht heißen solle, dass er für das Thema keine Sympathie habe. Kritik äußert er in diese Zusammenhang an die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die sich als „Hartz IV“ Fraktion darstelle und nun auf der anderen Seite das Grundeinkommen favorisieren, was nicht zusammenpasse.

Ratsherr Bischoff bedauert, dass die Debatte Themen kaputt rede. Der Oberbürgermeister werde die Resolution selbstverständlich im Auftrage des gesamten Rates umsetzen. Die Betriebsräte von ACC hätten ihm gerade heute noch bestätigt, dass sie sich durch den Oberbürgermeister sehr wohl bestätigt fühlten, insbesondere durch seine Begleitung bei der Demonstration. Besonders hervorheben wolle er die Berücksichtigung des Konzeptes des Betriebsrates zur Weiterführung des Betriebes als Alternativen zu den Vorschlägen der Konzernspitze, gegengelesen von Führungsspitzen und Wirtschaftsprüfern. Dort sei ausgewiesen, dass der Standort in Oldenburg bei entsprechender Veränderung der Fertigung seine Kosten um 45 % senken könne und die Produktion somit konkurrenzfähig sei. Dies werde offenkundig noch nicht wahrgenommen und könne durch eine einstimmige Resolution unterstützt werden.

Ratsherr Schwartz schließt sich seinem Vorredner an. Es sei heute viel zerredet worden mit Grundsatzdebatten, die nicht zum Thema gehörten. Das der Oberbürgermeister die Resolution im Sinne aller Fraktionen und des Beschlusses umsetze, sei eine Selbstverständlichkeit. Wichtig sei, dass man sich, wie die FDP-Fraktion, inhaltlich voll hinter die Resolution stelle.



	
	Ratsvorsitzender Nehring lässt über den Antrag der SPD-Fraktion (Resolutionstext, Anlage 23) abstimmen.


	
	- einstimmig -

Ratsherr Dr. Pade gibt eine persönliche Erklärung ab: Er fühle sich durch die Aussagen von Ratsherr Dr. Knake falsch wiedergegeben. Man stehe als Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sehr wohl hinter der Resolution. Der Grundgedanke des Grundeinkommens sei in der Tat ein komplexes und nicht abgeschlossenes Thema, jedoch gäbe es solide und belastbares Berechnungen zur Umsetzung. Mal über den Tellerrand zu sehen und den Vorwurf des Wahlkampfes zu erfahren, empfinde er als überflüssigen Vorwurf.  


	zu 13.2
	Resolution: Bleiberecht für geduldete Flüchtlinge (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 15.05.2006) und Bleiberechtsregelung für langjährig geduldete Ausländerinnen und Ausländer (Fraktion der Linkspartei vom 15.05.2006)
Vorlage: 06/0436 (Anlage 24, 25, 26 und 1)
	

	
	
	

	
	Stellvertretender Ratsvorsitzender Reck übernimmt die Sitzungsleitung.

Ratsfrau Flemming-Schneider informiert, da es inhaltlich zu den beiden eingereichten Anträgen keine Abweichungen gegeben habe, schlage man die abgestimmte gemeinsame Fassung (Tischvorlage, Anlage 1) für eine Beschlussfassung vor. Man habe das Thema bereits im Verwaltungsausschuss am 24.04. 2006 vor dem Hintergrund des Schreibens des Roma-Bündnisses-Nordwest erörtert, jedoch ohne einen Beschluss zu fassen. Zur Information der Öffentlichkeit verliest sie das Schreiben des Roma-Bündnisses (Anlage 26) und bittet um Zustimmung zur Resolution. 

Ratsherr Schwartz unterstützt für die FDP-Fraktion den Antrag und erinnert an  Situationen, die in den Kommunen bei der Umsetzung von Abschiebungsmaßnahmen bei Familien gäbe, die sich lange Zeit in Deutschland aufgehalten hätten.  Dies sei sehr unbefriedigend, auch wenn es Härtefallregelungen gäbe. Es müsse eine gesicherte Rechtsgrundlage geschaffen werden, um dem Personenkreis nach langjährigen Aufenthalt in Deutschland einen vernünftigen Aufenthaltsstatus   zu verschaffen.  
Ratsherr Dr. Knake weist darauf hin, dass konkrete Oldenburger Fälle, die zum Tätigwerden veranlassten nicht in der Diskussion seien. Dennoch unterstütze die SPD-Fraktion vor dem Hintergrund, dass weiterhin ein rechtsfreier Raum für die langjährig in Deutschland lebenden geduldeten Ausländer geschaffen werden müsse, die Resolution und werde dem Textvorschlag zustimmen. 
Ratsherr Adler ist dankbar für die Zustimmung, insbesondere, da er aus beruflicher Erfahrung auch wisse, was es für diesen Personenkreis bedeute, was er am Beispiel der Roma aus dem Kosovo verdeutlicht. Insbesondere der erschwerte Zugang zu einer Arbeitserlaubnis sei absurd, auch wenn eine Arbeitsmöglichkeit gegeben sei. Stattdessen sei dieser Personenkreis unfreiwillig auf Sozialleistungen angewiesen. Das Aufschieben einer geordneten Lösung durch die Innenministerkonferenz sei nicht weiter hinnehmbar. 
Ratsherr Klarmann stimmt für die CDU-Fraktion der Resolution zu. Er erinnert daran, dass in Niedersachsen bereits eine Härtefallkommission eingerichtet worden sei, erhoffe sich aber im Herbst eine endgültige Entscheidung. 


	
	Beschluss:
Der Oberbürgermeister wird ausgefordert, sich gegenüber dem Niedersächsischen Innenminister dafür einzusetzen, dass auf der nächsten Innenministerkonferenz eine Bleiberechtsregelung für langjährig in Deutschland lebende Ausländerinnen und Ausländer mit Duldungsstatus („Altfallregelung“) beschlossen wird und in den Gremien des Niedersächsischen Städtetages auf eine entsprechende Entschließung hinzuarbeiten. 

Ziel ist es, für die Geduldeten, die schon lange Mitglieder unserer Gesellschaft sind, eine Regelung zu finden, die sie aus ihrem weitgehend rechtlosen Status befreit und ihnen die Chance zu einem menschenwürdigen und gleichberechtigten Leben in Deutschland einräumt.



	
	- einstimmig -
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